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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 7. Februar 1963 

6 — 68040 — 5173/63 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Sozialpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft vom 
27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag der Kom- 
mission für 

eine Verordnung des Rates über die Ergänzung der Arti- 
kel 40 der Verordnung Nr. 3 und 68 der Verordnung Nr. 4 
des Rates über die Soziale Sicherheit der Wanderarbeit- 
nehmer. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 8. Januar 1963 dem Herrn Präsi- 
denten des Rates der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zum genannten Kommissions- 
vorschlag ist voraussichtlich nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Verordnung des Rates 

zur Ergänzung des Artikels 40 der Verordnung Nr. 3 über die 
Soziale Sicherheit der Wanderarheitnehmer und des Artikels 68 
der Verordnung Nr. 4 zur Durchführung und Ergänzung der 

Verordnung Nr. 3 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschalftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 51, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 3 über die So- 
ziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer, insbeson- 
dere auf Artikel 40, 

gestützt auf Verordnung Nr. 4 zur Durchführung 
und Ergänzung der Verordnung Nr. 3 über die So- 
ziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer, insbeson- 
dere auf Artikel 68, 

auf Vorschlag der Kommission und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Für Arbeitnehmer, die gemäß Artikel 13 Buch- 
stabe (a) der Verordnung Nr. 3 entsandt werden, 
gelten die Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates, in 
dessen Hoheitsgebiet der Betrieb, dem sie gewöhn- 
lich angehören, seinen Sitz hat. Diese Arbeitnehmer 
können für die Dauer ihrer vorübergehenden Be- 
schäftigung im Hoheitsgebiet eines anderen Mit- 
gliedstaates keine Familienbeihilfen beanspruchen, 
wenn ihre Kinder mit ihnen im Land der vorüber- 
gehenden Beschäftigung oder im Hoheitsgebiet eines 
dritten Mitgliedstaates wohnen, sofern die ein- 
schlägigen Artikel 40 der Verordnung Nr. 3 und 68 
der Verordnung Nr. 4 nicht entsprechend ergänzt 
werden. 

Die Hohe Behörde der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl hat erklärt, daß die nachste- 
hende Verordnung an die Stelle der in Artikel 69 
Absatz (4) des Vertrages über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl ge- 
nannten Vereinbarungen treten kann — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Artikel 40 der Verordnung Nr. 3 erhält folgenden 
Zusatz: 

„(6) Für die Kinder der in Artikel 13 Buchstabe (a) 
dieser Verordnung bezeichneten Arbeitnehmer, die 
den Arbeitnehmer in das Hoheitsgebiet des Mit- 
gliedstaates begleiten, in das er entsandt worden 
ist, besteht Anspruch auf Familienbeihilfen, als ob 
sie im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaates geblieben 
wären, dessen Rechtsvorschriften auf den Arbeit- 
nehmer Anwendung finden. 

Wohnen die Kinder eines solchen Arbeitnehmers 
im Hoheitsgebiet eines dritten Mitgliedstaates oder 
werden sie dort erzogen, so werden die in Absatz (1) 
vorgesehenen Familienbeihilfen berechnet, als ob 
der Arbeitnehmer im Hoheitsgebiet des Mitglied- 
staates beschäftigt wäre, dessen Rechtsvorschriften 
auf ihn Anwendung finden." 

Artikel 2 

Artikel 68 der Verordnung Nr. 4 erhält folgenden 
Zusatz: 

„(8) In den Fällen des Artikels 40 Absatz (6) erster 
Satz der Verordnung finden die Absätze (1), (4) und 
(6) Anwendung. 

Soweit erforderlich, erläßt die zuständige Behörde 
Durchführungsbestimmungen für die Festsetzung 
der Familienbeihilifen, die auf Grund des Artikels 40 
Absatz (6) erster Satz der Verordnung zu zahlen 
sind." 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


2 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 



